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Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 27. Juni.197é durch den

Vorsit2enden Richter Dr° M a i‚s c b ‚ die

Richter 5 c h r o e d e r 4 P r i n t z e n

und T h o m a s
und die ehrena■tlichcn Richter

Dr. F r i t z e’m e y e r und H a h n e r
fur Recht erkannt:

Aüf die Revision des Klägers werden das Urteil

des Landessozialgerichts Niedérsachsen vom

28. Mai 1973, das Urteil des‚Sozialgerichts

Hannover vom 10. Februar 1972 und der Bescheid

der Beklagten vom 25‚ Juli 2966 aufgehoben.
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Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger die ihm ent—

standenen Kosten für seine He531metaltnp"lccv in der

II. Pflegeklasse der Unfallabteilung des Friederiken—

stiftes Hannover für die Zeit vom 24. Februar 1965

s 2. l4ärz 1965 zu ersetzen.|‚J
o

b

Hinsichtlich des darüber hlneusgehenden klägerischen

An5pruchs wird der Rechtsstrei zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

VGL"W" SSC.an.

Die Revision der Beklagten \- ird zurückgewiesen.

l—
l

Der Kläger verlangt von der beklagten Berufsgenossen—

schaft (BG) Ersatz der äehrkosten für seine stationäre

Behandlung im Friederikenstift Hannover für die Zeit

v0m 24. Februar bis 14. Mai 1965.

Der 1907 geborene Kläger war Bezirksleiter der Industrie«

gewerkschaft Beu«Steine—Erden und am 1%. Februar 1965

t mit seinem Pkw verunglückt. Er.enetfeh “»auf einer Di

wurde am gleichen Tage schwer verletzt in die chirurgi„che

es Kreis— und Stadtkrankenha ses id eld (Leine)

— 3. ?fle eklesse — gebracht. Laut Durchgangsarztbericht ’

des Chiruroen Dr. N dieses Krankenhauses vom
3 März 1965 war ei ne stat: onäre berufsgenonsenschaft—

lic :he Heilbehe ndlung e1ierderl ich. Am 24. Februar 1965

wurde der Kläger wunschgeneam in die Unfallabteilung des

Frlederikenstifts „annover (Leitender Arzt: Prof.

r. D ) verlegt. Da damals kein Bett in der 3. Pflege-
klasse frei war, wurde der Kläger ‚it dem B-nver'tc nis
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seiner Angehörigen in ein Zweibettzimmer der 2. Pflegeklasse

gelegt; einige Tage später kam er in ein Einzelzimmer der—
selben Pflegeklasse; dort blieb er bis zu seiner-Entlassung

am14. Mai 1965.

Am 10. März 3965 erhielt die Beklagte eine Bescheinigung

des Professors Dr. 9 vom 2. Mär: 1965, übebsandt
von

der Gemeinsamen Innungskrankenkasse Hannover, bei der der

Kläger freiwillig Versichert war. Nach dieser Bescheinigung

hat der Kläger bei dem Unfall Schäden am rechten Auge,
einen außergewöhnliCh schweren 0berkiefefbruch, eine schwere
iHirncontusion, einen offenen rechtsseitigen Ellenhäkenbfuch

sowie einen Fußwur2elbruch links erlitten. Seine Behandlung

müsse im Verein mit nahezu allen Fachgebieten (NerVen—‚

Augen—, Hals—Nasenn0hrenerzt und.Kieferchirurgen) erfolgen.

Das Allgemeinbefihden des Klägers sei so, daß auch heute

noch — niCht zuletzt im Hinblick auf drohende Komplikatienen

Lebensgefahr bestehe. Schon aus dieSem Grunde erscheine

die "Behandlung in der 2. Verpflegungskle55e notwendig".

In seinem DurChgangsarztbericht vom 17. März 1965 bejahte

Prof. Dr. D} die Notwendigkeit einer berufsgenossen-

schaftlichen Heilbehandlung nicht; er hielt die kassenürntn'
liche Behandlung in seiner Privatstation für ausreichend.

Am 22. April 1965 erkannte die Beklagte in einem internen
Äktenvermerk die Notwendigkeit der berufsgenossenschaft-

lichen HeilbehandlUng nach dem VerletzungsartenVerfahren an.
Unter dem29. April 1955teilte Prof. Dr. D der Be—
klagten mit, daß die Behandlung des Klägers, seinem Wunsche
entsprechend, auf seiner, Prof. Dr. D ; Privatstatinn
erfolge. Art und Schwere der Verletzungen rechtfertigten

die Durchführung eines berufsgenessenschaftlichen Heil—

verfahrens; insofern müsse er seinen Durchgangsarztbérieht

vom 17. 4ärz 1965 sbändern; dies schließe jedoch seine
..private LiqUidation f*r ärztliche Bemühungen nicht aus.

„ . ; „ ‘ « „ _Wahrend seiner stat10naren Behandlung wurden dem Klagen
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Teilx echnungen des Fr;eöerllen■tl ts Hannover über die

Pflegekosten (ohne ärztliche Leistungen) und Rechnungen

der bei der Behandlung beteiligten Fachärzte, nach

seiner Entlassung aus der stationären Behanülung auch

die Rechnung des Prof‚ Dr„ D' , für die nach ■uf—

fassung dieser Ärz:e vom Kläger als Privatpetient in

nspruch =enommenen ärztlichen Leistungen iiber andt.

Für die stationäre Behandlung des Klägers in der

2. Pflege! las für die Zeit vom 24. Februar bis

14„ Mai M96 wurden 4 602 DM berechnet. D‘_@ Beklagte

übernahm den Anzeil in läöhe von 2 808 DM, den sie im

Falle der Behandlung des Klägers in der fraglichen
.Zeitspanne in der 3„ Pflegeklnsse einschl. der er 23 t—

llchen Leistungen hätte aufwenden müssen. Den Rest»

betreg in Höhe von 1 79 4 DM und die ihm von den be—

handelnden Ärzten pr3xat berechneten 3 906 DM, ins—

gesamt 5 700 DM, mußte der Kläger bezahlen.

Seinen Antrag vom Oktober 1965, die Beklagte möge die

5 700 DM ihm erstatten, begründet der Kläger m:t der

Bescheinigung des Prof. Dr° D vom 2. März 1965.

Dieser Empfehlung seien er bzw. seine Ehefrau gefolgt.

Laut Mitteilung Prof‚ Dr„ D >’‚an (lie Bel:legte vom

3. November 1965 rar in der Unfallabteilung des

Frie derikens: i<„ ts kein kleines Zimmer verfügbar, als

der Kläger eingeliefert wurde. Auß-rdem
hehe nie be—

sondere Situation des Klägem eine Unterbrin.ung in

einem Einzelzimmer erfordert, zumal in Ö;■ erscen

Tagen unerträgliche Schmerzen von seite„ des rech ent

Auges im Vordergrund gestanden hätten„ In den ersten

Behendlungswochen habe er nicht allein chirurgischer—

seits, sondern auch gleichzeitig durch den Augenarz

Nervenarzt und Kieferchirurgen betreut werden müsse

die ihn nahezu tog]ich aufgesucht hä ten° Der Kläge

habe ie letz ten End es auch eine oersön l:lc he Behandlung-4 A
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durch ihn, Prof. Dr. D% ; gewünscht; er habe dem Kläger

nicht geraten, sieh in ein Zimmer der 3. Pflegeklesse

verlegen zu lassen. Mit der geleisteten Unterschrift_für

die Behandlung in der 2. Verpf legungskl esse werde zum
Ausdruck gebracht, daß eine gesonderte Kostenlegung sowehl

von seiten der Krankenhausverwaltung als auch für die.
ärztlichen Leistungen erfolge.

Mit Bescheid vom 25. Juli 1966 gewähr„e die Beklagte den
Kläger Hellanstaltgpflege nach 5 559 der Reichsvers ichor ngs—

ordnung (RVG) im Friederikenntift Hannover für die Zeit

vom 24‚ Febrüar bis GA. Mai 1965 in öer 3.ngM
}
egeklasse.

Art und Schwere der Verletzung begründeten nieht die'\
Notwendigkeit der Behandlung in einer höheren (2.) Pflege—

klässe, da in den in Ansprech genommenen, zur berufs—

genossenschaftlichen Behandlung Schwerunfallvérléty ter
zugelassenen Krankenhäusern gewährleistet sei, daß der

mit einem berufsg@nossenschaftlichen stationären Heil—

verfahren erstrebte Heilablauf in vollem Umfange in der
allgemeinen (3-} Pflegeklasse herbeigeführt werde. Der
Kläger habe sich auf eigenen Wunsch in der Privatstation

von Prof= Dr. D ' behandeln lassen. In der Rechtsbehclfs

belehrung wurde angegeben, daß gegen diesen Bescheid Wider—
spruch eingelegt werden könne; der Bescheid wurde am‘

25„ Juli 1966 als Einschreiben zür Post gegeben, soll
aber — wie es im Niderspruchs sch reiben vom 26, August 1366

heißt — erst am 1. Auguet 1966 zugestellt werden sein.

Der WiderspruCh des Klägers ging am Mittwoch, dem 31. August

1966, bei der Beklagten ein; diese behandelte den RGChtn—
behalf als Klage und gab ihn an das S zielgerrcht (SG)]

Hannov r weiter. Der Kläger hat vorgetragen, daß seiner

Ehefrau nichts anderes übrig geblieben sei, als ihn vor ler»

gehend in der 2. Pflegeklasse unterzubringen, da bei seiner
Einlieferung seiner Ehefrau erklärt werden sei, in der
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3. Pflegeklesse sei kein Bett frei. Später habe seine

Ehefrau seine Verlegung in cie 3. Pflegeklasse gewünscht;

Prof. Dr. Dr .hale aber "erkennbar gemacht", daß dies

nicht zweclcmäßil 9 sei und habe die Bescheinigung vom

2. März 1965 ausgestellt. Das SG hat den Facharzt für

Chirurgie Dr. Dr. L , L als Sachverständigen

vernommen, der di e Bescheinigung cies Prof. Dr. D

vom 2. März 1965 für inhaltlich unhaltbar erklär te.

Aus ärztlicher Ethik und sozialer Verantwortung. eei

die sechgerechte Behandlung eines Kranken auch in der

3. Pflegeklesse gewährleistet, die 2. Pflegeklesse er—
mögliche nur einen größeren Komfort. Falls aus ärzt—

lichen Gründen notwendig, werde auch ein Pin„n‘"“rn01

gestellt; das habe mit einer höheren P

zu tun. Das SG hat mit Urteil vom 10. Febru r 1972 die

Klage abgewiesen. Auf die — vom SG zugelassene — Be—

rufung des Klägers hat das Landessoäialgericht (LSG)

Niedersachsen die Krankenschwester H lie Ehe—

frau des Klägers Hanna Scr nnd Prof. Dr. D
ale Zeugen vernommen und die Erklärung des letzteren

vom 19. Februar 1973 eingeholt. Das LSG Niedersachsen

hat mit Urteil vom 28. Mai 1973

Hannover abgceändert, die Beklagte verurteilt, dem Kläger

das Urteil des SG

die durch seine Behendlung■ in der :. Pflegekl esse der

Unfallabteilung des Frie kenstif tes Hannover vom

24. bis 26. Februar 1965 ent 'stendene n Kosten zu ersetzen

und im übrigen die Berufung trucrg■wlelen. Ein Vorver—

fahren sei nicht erforderlich gewesen, da die Voraus—

setzungen des 3 79 Nr. 1 des Sozialgerichtsges etzes

(SGS) * di ese Vorschrift allein komme in Betracht —
nicht vorläge n, denn der Ersetzanspruch ergebe sich aus

steh e ein Recht nspru ch. Die Bekle

dem Anspruch auf Heilans teltspflege; auf ciese Leistung

b 9

D
';

e h

ta ion äre Be

handlung
des Klägers wecen er Art und

c c

@<
U

)
(3

d

h „er seiner Verlet :unqen nach dem VerlAtzungsnrten—

g lr Mh in der fur dieses Verfahren zu enen

\]
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Unfallabteilung des Friederikenstiftes Hannover ab dem

Aufnahmet ag (24 Februar 1965) nachträglich eingeleitet_

und ihre Notwendigkeit anerkannt. Sie habe die Kosten für

diese berufsgenossenscha■ iche Hea.lbehendlung in dem

üblichen Umfange zu tragen. Ein Ersatzansprueh des Ver—

letzten — als Surrogat des Anspruchs auf Heilenstaltspflege —
bestehe nur insoweit, als durch die Behandlung in dieser

Klinik, rückechaüand betrac tet, Kosten’entstanden seie. \J

7

die nicht entstanden wären, wenn die be1uf genos senscheft—

liche Heilhehändlung in dem erforderlichen Umfang sogle ch

am Aufhehmétag eingeleitet werden wäre. Dabei'komme es auf

die subjektiven Vorstellungen des Verletzten, der Be—

diensteten des Unfallversicheru ngsträgers oder cer be—

handelnden Ärzte nicht an. Der öf£ entlichgrechtliche
Ersatzanspruch sei _ von dem Fall des Vertrauensschutzen

abgesehen — nach objektiven Gesichtspunkten und auch un;-

abhängig von dem Abkommen Ä'3te/Bcen (Ärzteabkommen), das

nur das Innenverhältnis der vertragsparteien betreffe, zu
beurteilen. Die Behandlung des Klägers in der 3. Pflege—

klasse einer zum Verletzungsartenverfahren‘zugelassenen
Unfallklinik habe den Anspruch des Klägers auf schnelle

und fachkundige Versorgung (% 558 Abs. 2 RVÖ) in jeder Weise
erfüllt. Die Bescheinigung des Prof. Dr. D? vom 2. Wärz

1965, die nach seiner Äu-‚sage von ner Ehefrau des Klägers

erbeten woro en sein müsse, könne nicht dahingehend eufgefnnt

werden, Prof. Dr. D‘ halte die Einweisung von Unfall—

verletzten mit ähnlichen schweren Gesandhei.tsst3 rungen,

wie sie bei dem Kläger vorgelegen hätten, in der 2. Pflege»

klasse zu Laßten des U lallverszchorung trägers stets für,

geboten und sathgerecht.‚Dies Widerspreche nicht nur dem

Ärzteabkommen vom 1. Januar 1956, sondern auch der ärzt»{

lichen Ethik und der sozialen Verent .ortung jedem Schwer—

verletzten gegenüber‚cäe gerade Prof. Dr. Df in auf»

opfernder Weise seit Jahren in der Klinik, die er leité

und die weit über die Grenzen Norddeutschlands hinaus einen
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besenders guten Ruf genieße, praktiziem „ Der Inhalt

der Bescheinigung dieses Arztes vom 2. März 1965 sei nur
in der F<nmulierung mißglückt, es sollte — wie sich aus

dem an die Bekla a9t€ ger1%ch ten Sch: e1ben des Prof.

Dr; D: vom 3. November 1965 ergebe — nur zum Aus—

druck gebracht we den, daß der Klaqer wegen der Art

und Schwere seiner Verletzungen nic ht in ein Mehrbett—

zimmer gelegt werden konnte und daß e3n Ein- oder

Zweibettzimmer in der 3° Pflegek las se am Tage der

Krankenhausaufnehme des Klägers nieht zur Verfügung

gestanden habe; Dieser Umstand habe aber _ jedenfalls

von einem bestimmten Tage an — eine 3ehandlung des

Klägers in einem Bin— oder Zweibettzimmer der 3„ Pflege—

klass e nicht ausgeschlossen. Es l;önne aber n51ch den

Angaben des Prof° Dr. E 'in der Auskunft vom
19. Februar 1973 und der Äüssage der Zeugin H

vom 25. Juli 1972 nicht zweifelhaft sein, daß auch

Schwerverletzte der 30 Pflegeklasse in ein Ein— oder

Zweibettzimmer gelegt würden, sofern und solange dies

aus medizinischen Gründen erforderlich sei. Prof.

Dr° D habe auch nic.t die berufsgenossenschaftliche

Heilbehandlung in der 2. Pflegeklesse eingeleitet° In

seinem Durchgangsarztbericht vom 17. März 1965 habe er
LA "hJl P

J

die kesSSGHEäELtliche Behandlung des Kleger„ sei rer
Privatstation für ausreichend gehalten; erst mit dem

an die Beklagte gerichteten Schreiben vom 29„ April

1965, als die Beklagte selbst schon das Verletzungs—

artenverfahren für berechtigt erklärt hatte, habe er
d.ie berufs genos senschaftliche Heilbehandlung, elleriinge

mit dem Recht auf private Liquic e'ation der ärztlichen

Bemühungen, als gerechtfertigt angesehen° Der Kläge3

könne sich im Hinblick auf die Bescheinigung des

-< „ r. =om ° ‘"rl 1;3 nl .c cu; ertre „c s«Pr>f D D ‘I 2 N ? °CS went 1 ” v u=n

schutz berufen. Diese Bescheinigung sei ni t für diec
Beklagte ausgestellt werden° Das ergebe sic

Zeugeneussage des Prof° Dr' D und aus d
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daß diese Bescheinigung der Gemeinsamen Innungskrankenkssse
Hannover vorgelegt und er$t von dieser an

die Beklagte *

weitergegeben werden sei„ Prof. Dr. D habe den Kläger

ganz allgemein in seinen Bemühungen unterstützen wollen,

bei.Versicherungsträgern eine Beihilfe oder einen Zuschuß

zu den Kosten der stationären Behandlung in des 2, Pflege;
klasse zu erhalten, was sich auch aus seinem Schreiben vom

17„ März 1966ergebe, Vor allem entfalle ein Vertrauens—
schutz des Klägers deshalb, weil er und seine Ehefrau vcn
Beginn der stationären Behandlung in der Unfallabteilung

an gewußt hätten, daß sie "Selbstzahler" seien. Nach Autp

sagen der Zeugin H der Auskunft der Krankenhaus—

verwaltung vom 3. August 2972 und dem Schreiben des Prof,

Dr° D‘ vom 3" November 1965 sei es allgemein üblich,.
daß bei der Aufnahme von Patienten in der 2. Pflegeklaére

eines Krankenhauses von diesem oder von seinen Angehörigen

ein Kostenverpflichtungsschein in bezug auf die ärztlichen

und nichtärztlichen Leistungen unterschrieben werde. Der.
den Kläger betreffende Verpflichtungsschein sei zwar nicht

mehr vorhanden; es sei aber nicht anzunehmen, daß gerade

im Falle des Klägers ein solcher nicht unterschrieben

werden sei, zumal der Kläger in dem Karteiblatt und in

dem Stationsbuch als "Selbstzahler (Gemeinsame Innungs—

krenkenkasse)" vermerkt werden sei° Außerdem seien dem4

Kläger noch während der stationären Behandlung Rechnungen

der Krankenhausverwaltung und von Ärzten zugégangen° Ihm
sei somit bekannt gewesen, daß die durch die stationäre

Behandlung in der 2° Pflegeklasse entstandenen Mehrkosten

nicht von der Beklagten getragen würden. Das Urteil des

Bundessozialgerichts (BSG) vom 16. Juli 1968 — 9 RV 950/55

("Die Ersatskesse"'l968 5" 10/423) betreffe einen Fall Ces
% 19 Abs. 3 des Bundesversorgungsgesetzes (BUS) und sei im.

Verhältnis zwischen Unfallversicherten und Trägern dert

gesetzlichen Unfallversicherung nicht — auch nicht sinn—
.

gemäß — em-éendbar°

"‘
1. 0

_
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Der Anspruch des Klägers auf Behandlung in einem Ein—

oder Zweibettzimmer in der 3° Klasse habe erst ab

2?. Februar 1965 erfüllt werden ki>nnen, denn vorher sei

in der 3. Klasse kein entsprechendes Bet frei ge\:er en°

Für di Zeit vom 24. bis 26. Februar 1965 habe der

Kläger durch die Pflege in der höheren Klasse Aufaen—

dungen gehabt, die nicht ents tend_en wären, wenn er

sogleich in einem Ei.— oder Zweibettz JFmzr der 3. Pfl
klasse behandelt werden wäre. In diesem Umf enge sei di

BeWll gte dem Kläger zum Ersatz erp “l tet.

Gegen dieses Urteil haben beide Beteiligte die zuge—
lessene Revision eingelegt. Der & äger rügt ; sinn—

gemäß — die falsche Auslegung der Bescheinigung des

Prof. Dr. D vom 2, März 1965. Diese Bescheinigung

sei nicht mißverständlich oder mißglüth, sondern

eindeutig. Nur im Uert rauen darauf, daß die von Prof.

Dr. D ausgestellte Bescheinigung Bestand habe, sei

von ihm und seinen Angehörigen eine Verlegung in die

3. Pflegeklasse nicht veranlaßt werden° Außerdem sei

er bei seiner Einlieferung in das Friederikenstift

bewußtlos gewesen, zum geordne eten Denken sei er erst

nach zwei Wochen fähig gewesen. Er habe weder eine ver»
bindla' .che Verpf lichtungserklärung abgeben 3f'nnen, noch

sei ein gültiger Vertr wg ebschluß mit der Krankenhaus—

elwaltung oder dem Arzt zustande gekommen. Es sei

glelChoulth, ob dl e Angeh'r igen eine Verpfli cutungan

ärung unte rschriebeh hätten, da allein er, der

Kläger, in einem sozialversicherungsrechtlichen Ver—

hältnis zur Beklagten stehe. Zumi dest sol enge der

Kläger bewußtles gewesen sei, al.so für die Dauer von

zwei Wochen, sei ein Rechtsens pruch auf Kostenersratx

für die Behandlung in der 2. Pflegeklasse zu bejehen.

|_
_‘

.

}.
\ l
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Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des LSG Niedefsächseh’

vom 280 Mai 1973, des Urteils des SG Hannover

vom 100 Februar 1972 und des Bescheides der

Beklagten vom 259 Juli 1966 die Beklagte zu
vérurteilen, dem Kläger auch diejenigen Kosten

zu ersetzen‚ die ihm durch seine Behandlung in

der?° Pflegeklasse der Unfallabteilung des
Friederikenstifteé Hannover vom 27. Februar

bis L4° Tai 1965 entstanden sine‚

Die Beklagte beantragt — sinngemäß —,

sion des Klägers gegen das Urteil :les}-
4.d' Rev‚„ 0

LSG Nieder5<- chsen vom 28° Mai 1973 zurück—

zuweisen, das Urteil des LSG Niedersachsen

vom 28° Mai 1973 insoweit aufzuheben, als es

das Urteil des SG Hannover vom 10; Februar 1972

und den Bescheid der Bekla ten vo m 25° Juli 1966

abgeändert hat und die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG Hannover zurückzuweisen‚

hilfsweise,

die sache in diesem Umfang zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an die Vorinstanz zurückzu—

erweisen°

Die
Rechtsbehelfsbel

hrung der Beklagten zu ihrem Bescheid

vom 25° Juli 1966 sei nicht unrichtig gewesen, so daß ein

Vorverfahr en gem!iß & 79 Nr„ 1 SGG hätte durchgeführt wer en

müssen; denn der Anspruch des Klägers auf Heilbehandlung

nach 5 559 Abs° 2 RVG sei dur h die Gewährüng der Be—

handlung in der 3° Pflegekl se erf"'lt werden, 50 öaß‘

ein Rechtsanspruch auf Erstattung der dem Kläger ents t& genen
“ehrkogten (Barleistungen) nicht bestehe°

Das LSG habe die Beklagte zu Unrecht zum Ersatz der dem

_ 12 „
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.
Kläger entstandenen Mehrkosten für seine Behandlung in

der 2. Pflegeklesse für die Zeit vom 24. bis 26. Februar

1965 verurteilt. Ein solcher Er3ctzenspruch exis i ere ge—

tzlich nicht, so daß schon aus diesem Grunde ins eit

e;das Urteil des LSG pro?31ematz.sch 5—7. Nach der Auskunft
. ‚.4_

des Friederikenst; svöm 19. März 1973 sei eine genax:e

Aufteilung zwischen den Betten der 2. und der 3. Pflege—

klasse nicht möglich, ie n tfells durch Hereinstellen

von Betten Zimmer der 2. Klasse zu solchen der 3. Klasse

und durch Herausnehmen von Bette n Zimnef der 3. Klasse

zu solchen der 2° Pflegeklesse gemacht war den seien.

Dann müsse es aber möglich gewes en sein, den Kläager

auch am 24. Iebruer 1965 in ein Bett der 3. !( s.e Z‘

legen° Somit könne es nur auf wunsch des
Klägers

oder

seiner Ehecfreu zu einer canc,su .g in die 2. Pflege—

klasse gekommen sein; deznent sprechend habe auch Prof.

Dr. D‘ in seinem Schreiben vom 3. November 1965

bexundet, daß man die persönliche Behandlung durch

ihn gewünscht habe.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 124

Abs. 2 SGG).

II

Die D@f. des Klägers mußte 'rfqlg haben; der Rev5..ion°ien

der Beklagten konnte hingegen nicht etet tgegeben werden.

Entgegen der Ansicht der Beklagten haben die Vor—

instan2e n mit Recht ein Vorverfahren für entbehrlich

gehalten. Zwar er der Kläager zur Zeit seines Unfalls

und seiner Heilenstaltspflege freiwilli in der ge—
etzlichen Krankenversicherung, d.h. bei der GemeinsamenU

)

Innungslcrenkenlcesse Hannover, versichert° Gemäß 9 565

}-
.‘s
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Abs. 1 RVO muß der Träger der gesetälichen Kränkenversicherun9

leisten, wenn der Verletzte dert versiChßrt ist.\Nach
@565 Abs‚ 2 Satz 1 RVG "kann" der Träger der gesetzlichen
Unfallversicherung die Heilbehandlung una die Zahlung der

während der Heilbehandlung zu gewährenden Geldleistungen

übernehmen° Es mag hier dahingestéllt bleiben, ob die
Übernahme dieser Leistungen durch den Unfallver$iCherungs—

träger in dessen Ermessen steht (e.A. wohl Lauterbach‚'

Unfallversicherung, 3. Aufl., September 1973, @565 RVO
Anm. 5 b); jedenfalls erstreckt sich die "Kann"—Vorschr ft
nur auf den Bntschluß des UnfallversicherUngsträgers,

anstelle der Krankenkasse die Heilbehandlung und die da lt

verbundenen Geldleistungen zu
übernehmen. Hat die BG sich

erst einmal zur Übernahme entschlossen, dann treten gemäß

5 565 Abs. 2 Satz 2 RVG anstelle der weggefellenen — gegen—
'über der Krankenkasse bestandenen — Ansprüche die Ansprüche

gemäß 55 557—564 RVG° Nach 6 559 Abse 2 RVG “ist"_die Heil—

anstaltspflege zu gewähren, wenn die Art der Verletzung

eine Behandlung oder Beobachtung in einer Heilanstalt‚

verlangt. Die Gewährung der Heilanstalts flege steht also,

nach Übernahme der Heilbahandlung dureh die BG, nicht im
Ermessen der BG, sendern sie muß dann gewährt werden

(Lauterbach aaO, @ 559 RVÖ Ann, 9). Dies gilt auch, ent—

gegen der Ansicht der Beklagten, für die Heilbehandlung in

der 2' Pflegeklasse, wenn die3e notwendig ist. Da die

Rechtsbehelfsbelehrung im angefochtenen Bescheid somit}

unrichtig ist, konnte dahinstehen, ob dieser Bescheid an

28. Juli 1966 oder erst am 1. August 1966 beim Kläger ein—

gegangen ist (@ 66 Abs. 2 SGS).

Mit Recht beanStandet der Kläger in seiner Revision die

Auslegung der s hriftlichen Bescheinigung des Prefo Dr. a

vom 2. äärz 1965 durch das L55‚ Bei der Auslegung dieser

— in ihrem Wortlaut eindeutigen — Erklärung hat es

Berufungsgericht wesentliche Umatände, insbesondere den

Sachvortrag des Klägers und die Zeugeneussage der Ehefrau
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des Klägers vom 25„ Juli 1972, nicht hinreichend berück—

sichtigt, aus denen es hätte entnehmen können, wie es

zu der Ausstellung dieser Bescheinigung gekommen war.

Dies stellt eine Überschreitung des Rechts der freien

Beweiswürdigung (% 123 Abs, 1 SGG) der, die durch des

Revisionsvorbringen auf 5° 4 der Revisionsbegründungs—

schrift des Klägers vom 18. Juli 2973 ausreichend

gerügt ist.

Der Wortlaut der Bescheinigung van 2. März 1965 ist ein—

deutig und schon deshalb der für den hlägeru nglnct°cen

Auslegung, wie das Berufungsgericht sie rgenorl .men he t,

nicht zugänglich. Äus der Bescheinigun ng geht hervor,

daß Profn Dr° D die Behandlung des Klägers in der

2° Pflegekla sse schon aufgrund der sch„eren Verletzzngen

für erforderlich gehalten hat; er hat sogar angegeben,

daß für den Klä ger auf Grund der drohenden Kompl alkatiO onen

Lebensgefahr bestehe. Das LSG hat si h n:'cht mi't der

Frage ause inanderg s3tz t, wie anders sich eine Ehefrau

verhalten soll, deren Mann lebensgefährlich verletzt

in der Unfallabtei lung & nes Kranlcenhauses liegt, wenn

Si'e eine Bescheinigung wie die vom 2. März 1965, erhält°

De.3 die Ehefrau des Klägers medizinische Kenntnisse

besaß die dc3nen des Prof° Dr° D gleichwertig oder7

er üb erlegen waren, hat da sBerufungsgericht nicht

festg& tellt Somit konnte von der Ehefrau des Kläger„

nicht erwartet werden, daß sie entgegen dem schrift—

lichen Votum des behandelnden Chef arz es auf der 8e7

h)handlung ihres Ehemannes in der , Pflegeklasee be—

stand„

Abgesehen von dem eindeutigen «o; tla. der Bescheinigung

vom 2° März 1965 hat das LSG auch die Umstände, die zur

Ausstellung dieser Bescheinigung fuhr rten, ni ht hin—

reichend berücksichtigt° Nach der Feststellung des
.Berufungsge richts war Ehre den l’läc er in der 3. Pfl:g;—
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klasse der Unfallabteilung des Friederikenstifts kein Platz,

als er eingeliefert wurde, dies, wie die Beweisaufnahme vor
dem Berufungsgericht ergeben hat, obwohl die Ehefrau des

Klägers sich vorher vom Krankenhaus (Schweester S_ )

hatte bestätigen lassen, daß ihr " ann °.. aufgenommen

Werden könne". Die Ehefrau hat ferner ausgesegt, daß ihr

Schwiegersohn der Schwester telefonisch gesagt habe,v

"daß die 3" Pflegel:lasse infrage komme". Daß das LSG die

Aussage der Ehefrau als ungleubhaft oder unzuverlässiq an»

gesehen hätte, ist nicht ersichtlich. Das Gegenteil ist

daraus zu entnehmen, daß das Berufungsgericht
— zu Recht —

davon ausgegangen ist, daß diese Uhsuträglichké t nicht

dem Kläger angelastet werden kann. Nach der u_nuiderlcgthn

und vom Berufungsgericht insofern nicht gen!rdigten Zeucen—

aussage der Ehefrau des Klägers hatte diese, nachdem »ini.gc

Tage seit Einlieferung in die 2. Pflegeklasse und Verlegung

in ein Eihbettzimmer der Unfallabteilung des Friederikeh—
stiftes Hannover vergangen waren, Bedenken wegen der Kosten:

bekommen„ Sie hat — wie sie auss agte — Prof° Dr. D

darauf angesprochen, der ihr gegenüber erlclärte‚ daß der

Kläger aus medizinischen Gründen noch in einem Einbettz„„mor

(der 2° Pflegelrlasse) verbleiben müsse; er wolle ihr aber

ein Schreiben ausstellen. Die Zeugin hat dere fhin einige

Tage später die Bescheinigung vom 2. Nä‘z 1965 erhälten,

die sie denn der Gemeins amen Innungsiwrankenka se, 55 e dzzels

nach @ 565 Abs. 1 RVO noch dafür zuständig war, zuge0101.tet

hat. Diese Zeugenaussage wird äurch die des Prof" Dr D

vom 25. Juli 1972 n?cht widerlegt, da er sich einerseits

an das Gespräch mit der Ehefrau des Klägers nicht erinnern

konnte, andererseits aber ein entsprechendes Anliegen der

Ehefrau durch die vorliegende Bescheinigung
vom 2„ März 1965

hinreichend wahrscheinlich gemacht ist° Wäre enme1s in

Friederike nstift nach den Grundsätzen verfahren werde n,

wie sie das LSG später ernu'ttel ce und feststellte, so wäre

zu erwarten gewesen, daß Prof° Dr. D ‚auf die besorgte

Frage der Ehefrau nicht ereiderte, er wolle ihr ein Schreiben
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ausstellen, sondern daß er etwa gesagt hätte: “Lassen

Sie Ihren dann doch in die 3. Klasse verlegen; dort

ernält er eine in jeder Hi sicht voll ausreichende

Erzhandlung und Betreuung" (Urteil S, 11), “ja er kann

sogar weiterhin in einem Einbettzimmer verbleiben"

(Urteil 8‚ 12). wenn er statt dessen das Sch; eibc en vom

2. März 1965 euestellte, so hat der Durchgangserzt

Prof° Dr. D nicht nur einen Vertrauenetatbestend

geschaffen, auf den der Kläger sich berufen kann,

sondern er hat die Behandlung des Klägers in der

2° Pflegeklesse zumindest bis zum Tage der Ausstellung

der Bescheinigung, also bis zum 2. Mär 1965 ein—
°chließlich, ausdr ucklich für not”end_* g erklärt Dies

ist hier entscheidend° Nach Er alt dieser Bee chei-

nigung konnte die Ehefrau des Klägers der Auffassung

(‚‘
)

sein, es bleibe ihr nichts anderes übrig, —ls ihr

Einverständnis damit zu erklären, daß ihr Ehemann

weiter in der 2° Pflegeklasse behandelt werde.

Die dem Kläger ungünstige Auslegung, die das Berufungs—

gericht der SC?cheinigung vom 2. März 1965 gegeben

hat, ist — abgesehen von dem eindeutigen Wortlaut —

aus den 3uvor genannten Gründen nicht überzeu 1d°490

Insbesondere bestehen auch aus den folgenden Er
wägungen Zweifel, eb clamels so verfahren wu;de wie

es später im Verfahren dargestellt werden ist.

Des LSG führt in seinen Urte*l lsgriinden aus, daß es

nach den Angaben des Prof. Dr. Düben in seiner Aus-

kxnuft vom 19 ° Februar 1973 und nach den Aussagen der

Zeugin (Krankenschwester) H. vom 25° Juli 1972

nicht sweifelhaft sei, daß auch Schwerverletzte der

3° Pflegeklasse in Ein» oder Zweibe—Lz immer ge
würden, sefern und solange eies eus “d 2;n-sch en
Gründen erforderlich sei„ Die Zeugin (Klanlcensclw 1ester)

‘h: _het aber in ihrer Aussage vom 25° Juli 1972
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nur bekundet, daß für Patienten der s..Pflegeklasse er—
forderlichenfalls gyeghettzimmer Zur Verfügung stünden.

Nach der schriftlichen Mitteilung des Prof. Dr. D
vom 3. November 1965 — gerichtet an die Beklagte e war
_jedoch die Unterbringung des Klägers in einem Einbett—

zimmer erforderlich, zumal der Kläger‘anfangs unertrügl che

Schmerzen von seiten des rechten Ruges gehabt habe. Prof.

Dr. D‘ "hat zwar in seiner schriftlichen Auskunft
vom

‚19. Februar 1973 die Frage des Vorsitzenden des Berufungn—

gerichts vom 30. Januar 1973, ob Patienten der 3. Pflege—
klasse, die aus medizinischen Gründen vorübergehend in

Einzel— oder Doppelzimmer untergebracht werden müßten,
auch in seiner Privatstation aufgenommen würden, bejaht.

Eine klare Auskunft dahingehend, daß für Patienten der

3. Pflegeklasse erforderlichenfalls auch Einzelzimmer zur

Verfügung stünden, war das nicht. Selbst wenn man, wie das

Berufungsgericht es tat, diese Auskunft dahingehend deuten

wollte, daß Patienten der 3. Pflegeklesse erforderlichen—

falls auch Einzelzimmer bekamen, so
stand diese Auskunft

doch einerseits mit der Zeugenaussage der Schwester H

vom 25 Juli 1972 nicht in Einklang.und andererseits bleibt
unklar, weshalb dann im vorliegenden Fall von einer solchen

Möglichkeit — nach entsprechender UnterrichtUng des Klägers

oder seiner Ehefrau — kein Gebrauch gemacht werden ist.

Das Berufungsgericht hätte diesen Punkt aufklären und ver

allem auch dertun müssen, weshalb GEr Kläger bzw. seine
Ehefrau gemäß der Ansicht der Schwester, daß 3;_5355937

Patienten gelegentlich auch in ein 2—Bettzimmer, das grund—

sätzlich für die 3;;53359ä vorbehalten ist, eingewiesen

werden, wenn dies wegen der Schwere der Verletzungen er;

forderlich ist, nicht hätten ennedmen dürfe.‚ daß unter

solchen Umständen durch die Inanspruchnahme der 2. Klasse

für sie keine zusätzlichen Kosten entstehen. Dies um so mehr

als das schriftliche Attest des Prof. Dr. D vom

2. März 1965 damals den Eindruck erwecken mußte, daß die-

Art der Verletzung eine Behandlung in der 2. Klasse
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i‚S„ des @ 559 Abs„ 2 RVG "vc rlangt"„

Hatte Plß „ Dr„ D aber am 2. März 1965 die Heilm
anstaltsunterbringuné des Klägers in der 2. Pflegel:lasse

für notwendig erachtet und durfte der Kläger hierauf

vertrauen, dann muß die Beklagte, die in dieser Hin—

sicht untätig geblieben ist, zuminü st bis zu diesem

Tage einschla dem Kläger die durch die Behandlung in

der 2; Pflegeklasse entstandenen Nehrko sten — siehe

dazu die Ausführungen weiter unten — else zen. Nachdem

schon der Chirurg Dr° m vom Kreis— un Stadt—
nl.—

4L.krankenhaus Alfeld (Leine) in seinem Durchgangsa”
bericht vom 3° Wrz 1965 die berufsgen% en„chl”tl: he

Heilbehandlung für notwendig erachtet hatte, at d1e

Beklagte die berufsg@nossenschaftlichc Heilbehandlu ung

nach ihrem Aktenvermerk vom 22. April 2965 angeordnet.

Dies tat sie, nachdemsie schon am 10. März 1965 von
der Tatsache Kenntnis er langt hatte , daß Pref„ Dr. D
allein schon wegen der Schwere der Verletzungen des

Klägers die Behandlung in der 2. P-flegekla sse für not»
wendig hielt° Im “brigen hat auch Prof„ Dr. D die

berufsgenossenschaftliche Heilbehandlung für notwendig

gehalten, denn seine gegenteilige Bekundung in seinem
Du1chgangsarztbericht vom 17° März 1965 hat er in

seinem an die Beklagte gerichtete Sehr e1ben vom
29. April 1965 ausdrücklich widerrufen° Es 1st im

übrigen nicht en schei dend, daß sich d.Le Belzlagte z'r
be rufsgenoss wenschaftlich =n Heilbehandlung er. t nach

Eingang der schriftlichen Bescheinigung des Prof.
Dr. D vom 2. März 1965 entschloß„ Denn ordnet die

BG die berufsgenossenschaftliche Heilbehandlung — \!i e

hier — rückwirkend ab "Beginn" an, dann muß si e di se

dem Ve;let zten gegenüber so, wie sie von dem behan—
delnden Arzt ausgeführt und ihr auch be:unntgegeben

werden war, übernehmen„ Ebensowenig wie eine Kranken—

kasse eine unwirtschaftli weh oder unnötige Behandlungs—
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maßnahme des Kassenarztes.gegenüber dem Versicherten bean—

standen und zum Anlaß nehmen kann, den Versicherten gegene‘

über finanzielle Forderungen zu
erheben, ebensé%enig‘

kann auch eine BG bei einer etzalgen unwirtsehaftlichen

oder unnötigen Maßnahme des behandelnden Arztes den Ver«

sicherten damit belasten, sondern sie muß sich grundsätnlich

an den Arzt bzw. das Krankenhaus heiten, Denn nur der ■rst,

nicht der Patient, kann im Zweifels falle beurteilen, ob

z.B. die Unterbringung des Verletzten in die 2. Pflege—

klasse aus medizinischen Gr■nden erforderlich ist. Es krnn

daher keinen Unterschied machen, ob am 2. März 1965, als
Prof Dr. D die Behandlung des Klägers in der 2. Pf‘ege«

klasse als notwendig bescheinigte, bereits feststand, daß}

die Beklagte anstelle der Gemeinsamen Innungskrankenkas

die stationäre Heilbehandlung des Klägers übernehmen

würde. Denn naturgemäß kann die Beantwortung der Frage,

ob die Behandlung des Klägers in der 2. Pflegehlaese
medizinisch notwendig ist, nicht davon abhängen, welcher

Versicherungsträger die Kosten dieser Behandlung trägt}

Da die Beklagte die berufsgenos$enschaftliche Heilbe—

handlung rückwirkend von Anfang an übernommen hat, kann

es nicht darauf ankommen, ob Prof. Dr. DI selbst die
berufsgenossenschaftliche Hei lbehn nrllung von ■nf eng an

für notwendig gehalten und eingeleitet hatte.

Im Rahmen der berufsgenossenschaftlichen Heilansta tspflege

des € 559 Abs. 2 RVO muß auch die Heilbehandlung in einer

höheren (der 2. ) Pflege]:lasge von der BG gewährt werden,

sofern dies ausnahmsweise notwendig ist (so mit Recht

Brackmann, Handbuch der Sozialvers icherung, 1.—7„ Aufl.°

2° Bd., Stand August 3973 5° 560 v), Auf‘dem Gebiet der
Krankenversicherung hat schon das Reichsvereicherungsamt

("Ente chei dungen und Mi teilungen des RVA“ 43, Bd. 3. 363)
entschieden, daß die Aufnahme in einer höheren Klasse im

Rahmen des Notwendigen liegen kann und dann Von der

Krankenkasse ohne weiteres gewährt werden muß, wenn sich

| m C
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ausnahmsweise das Erforderliche (z.B„ Bereitstellung

eines Einzelzimmers) in der 3. Pflegek lasse nicht durch»

führen léßt„ Auch der 9° Senat des BSG hat in seinem

Urteil vom 16. Juli 1968 — 9 RV 950/65 — ("Die Ersatz—

kesse" 1968, 423} so entschieden. Wie dort ausgeführt,

:enn anstelle des Anspruchs auf Krenkenhilfe i.s° des

5 182 Abs° 1 RVG derjenige auf Krankenhaus;f ege nach

5 184 Abs. 1 Satz & RVG treten° Nach % 182 A.bs . 2 RVO

miisse die Kran? enpf ege zwar ausreichend und zweck—

mäßig sein, dürf e je äoch das Maß des Notwen& gen

cht überschreiten, Daher genüge regelmäßig Ver—

pflegung und ärztliche Betreuung in der 3, Pflege—

klasse° Sei aber wegen der Schwere des Falles; der

Überfüllung der 3. Pflegeklasse oder wegen der

Besonderheit des Krankheitszustendes des Versicherten

(große Schmerzen, besonderes Ruhebedürfn is) oder

wegen der Notwendigkeit der Behandlung durch einen

bestimmten Arzt die Aufnahme in die 2„ Pflegeklasse

erforderlich, weil nur hierdurch eine ausreichende

und zweckmäßäge Krankenpflege i.s. des % 182 Abs. 2

RVG gewährleistet sei, so seien eurch diese Kosten zu

ers tattene Die Krankenkasse habe daher gemäß 3 19

Abs„ 3 BVG gegenüber der Versorgunge verwaltung e'nen

Anspruch auf Erstattung der durch eine solche Ein—

weisung entstandenen Kosten einschl‚ der besond rs
berechneten Aretkosten„ Somit hat auch das BSG die

Krankenhausbete ndl ung in einer höheren Pflecelwl -sse

i„5„ des € H8 Mb 2 RVG bei Vorliegen gewisser bm—

stände für notwendig er1■_ärt. Diese Entscheidung er—

ging zwar im Rahmen der 1%riegsop ‘ervex sorgung; es is

aber nicht ersichtlich, aus welchen etwaigen grund—

sätzlichen Unterschieden für den Bereich der bQL1£ s—

98'M105 m‘chaftlichen Heilbehendlung etwas anderes

„lt n müßte
„ Vielmehr sine insoweit bei der Heil—

5 559 Abs‘ 2 RVG die gleichen‚.anstaltsp11ege i„s‚ äes

Maßstäbe zugrunde zu legen (50 mit Recht Brackmann aao)„

! N }.
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Der Auffassung des Berufungsgerichts, daß der Kläger sich

auf diese Entscheidung nicht berufen könne, vermag der

erkennende Senat nicht zu folgen. Zwar behandelt des

BSG—Urteil nur die Frage des Ersatzanspruchs der Kranken—
kasse gegenüber der Versorgun95verwaltung gemäß 5V19

Abs. 3 BVG und nicht das Verhältnis zwischen Erkrankten

und einer zur Leistung verpflichteton Stelle (hier BG).

' Wesentlich ist aber nur, daß des BSG dem Krenkenvereicherten

unter gewissen Voraussetzungen auch einen Anspruch auf die
Krankenhauebehandlung in einer höheren Pflegeklasse ein—

räumt und - im dortigen Fall
—die Vergergungsverneltung

zu einem entsprechenden Kostenersatz an die krankenkasse

verpflichtet hat. Im übrigen wird auf dem Gebiet der
Krieg50pferversorgung schon durch die Verwaltungsvor—

schriften (VV) zum BVG —vgl. etwa die Fassung vom 26. Juni
l969\(Bßnz. Nr. 119 v. 4. Juli 1969 _ Beilage —Zuntér

gewissen Voraussetzungen stationäre Behandlung in einer”

höheren Pflegeklasse gewährt, denn nach den VV Nr. 6

letzter Satz zu % 18 c BVG kann stationäre Behändlung in

der nächst höheren Pflegeklasse gewährt werden, wenn
der

Gesundheitszustand des Beschädigten oder die Eigenart

seiner Erkrankung besondere ärztliche Maßnahmen oder

besondere Ruhe und Pflege erfordern. Damit ist — für den

Bereich der Kriegsopferversorgung — im wesentlichen nur

deutlich gemacht und klargestellt, daß es Fälle gibt, in'

denen einem Erkrankten (einem Beschädigten) nur in einer '

höheren Pflegeklesse die erforderliche Krankenhauspflegé

gewährt werden kann mit der Folge, daß in diesen Ausnahme—

fällen die Behandlung in der 2. Klasse das "Maß des Not«

wendigen" nicht überschreitet.

Somit war zunächst davon auszugehen, daß bis zum 2. März 1965,

dem Zeitpunkt der Ausstellung der Bescheinigung gleichen

Datums durch Prof. Dr. D die Heilenstaltspflege des

Klägers in der 2. Klasse notwendig war bzw. als notwendig

erachtet werden ist. Ob der Kläger später bzw. nach seiner

..22-
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Wiederherstellung sa.ich darüber im klare 'J (,-:ar , daß ihm

dieser Anspruch zustand (anscheinend hat der 1Ml'ager nach

seiner Entla.ssung eine Zeitlang damit getec hnet, wegen

seiner Behandlung in der 2„ Pflegekla see etwas hinzu—

zehlen zu müssen, was aus seinem Schreiben vom li, Juni

196 S, gerichtet an
die Beklagte, entnommen „-rdcn

könnte; dieses Schreiten \ ird in den Vori stanzen nicht

erwähnt), ob er also, worauf das Berufungsgericht be—

sonders abstellt, im guten Glauben war, kann de shnlh

für den bis zum 2, März 1965 bestehenden Ersetzen—

spruch dahingestellt bleiben, weil er auf Grund ärzt—

licher Anordnung zumindest bis zum 2. März 1965 in

der 2. Pflegeklasse bleiben mußte. Denn steht jemanden

ein Anspruch zu, denn verliert er ihn nicht dadurch,

daß er zeitweise sich über sein Recht nicht im klaren

war° Daher ist es auch unerheblich, daß die Ehefrau

des Klägers die Rechnungen, die sie vom Krankenhaus

und von den Ärzten erhielt, zunä chs t liegen ließ, um
die Genesung ihres Gatten abe uvarte en.

Da dem Kläger zumindest ein Ersatzanspruch für die von
ihm zu tragenden Kosten für di; Zeit vom 24. Februar

1965 bis 2. März 1965 zusteht, konnte‚die Revision der

Beklagten keinen Erfolg haben, Insbesondere kann der

Beklagten darin nicht zugestimmt werden, daß dem Kläger

keein Ersatza nspruch zustehen könne, weil dieser nicht

gesetzlich normiert sei. Es ist schon lange ein in der

echtsprechung und Lehre anerl: ennter Rechtsgrundsatz,

ieß derjenige, der ei e Leistung erbringt, die ein

anderer erbringen mü;te, gegenüm dem Leistungs er—
pflichteten einen Ersatzanspruch hat (vgl° RV& in

AN l920, 172 1934, 135; Lauterbach aaO Anm° 4 b zu
€ 557 RVG 5° 329; Lange in "Die Berufsgenos senschnft"

1955, 35, 37; siehe auch BSG 16, 151, 156, 157)° Da

Prof° Dr° D die Behandlung des Klägers in der

2" Dflegeklasse zumindest bis zum 2, Mär: 1965 für
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notwendig erklärt hat, kann es, entgegen der in der Revisions»

begründung vorgetragenen Rechtsansicht der Beklagten, nicht

darauf ankommen,ob nicht vielleicht doch die Krankenhäus—
verwaltung für die Pflege in der Zeit

vom 24. Februar bis

26. Februar 1965 ein Bett in der 3. Pflegeklasse hätte

freimachen können.

Nicht abschließend entscheiden konnte der erkennende Senat

die Frage, ob der Kläger nicht auch Ersatz für die durch,

die Behandlüng in der 2. Pflegeklasse von ihm-getragenen

Kosten für die Zeit vom 3. März bis 14._Mai 1965 hat.

Prof. Dr. D; ‚hat — im Gegensatz zu seiner Bescheinigrng'

vom 20 März 2965 und zu den Vorgängen, die zur Ausstellrng

dieser Bescheinigung führten — in seinem Schreiben vom

29. April 1965 angegeben, daß die Behandlung des Klägers,

seinem Wunsche entsprechend, auf seiner Priv tstation

erfolge. Prof. Dr° D ‘ hat ferner in seinem Schreiben

vom 3. November 1965 mitgeteilt, daß der Kläger letzten

Endes je eine persönliche Behandlung durch ihn — Prof.

Dr. D’ '
— gewünscht habe. Es ist daher möglich, daß zu

irgendeiner Zeit nach dem 2. März 1965 der Kläger oder
seine Ehefrau die Behandlung in der 2. Pflegeklasse ge—

wünscht hat, obwohl ihnen mitgeteilt werden war, däß '

nunmehr Platz in der 3. Pflegeklesse vorhanden sei und

eine Behandlung in der 2. Pflegeklasse medizinisch nicht

mehr erforderlich sei. Das Berufungsgericht muß dies noch

näher aufklären. Es sei aber dazu auf folgendes hin—
gewiesen:

Das LSG hat bei seiner Entscheidung wesentlich auch darauf

abgehoben, daß üblicherweise bei Aufnahme von Patienten
in die 2. Pflegeklasse eines Krankenhauses vnn.diesem oder

seinen Angehörigen ein Kostenverpflichtungssohein in bezug

auf die ärztlichen und nichtärztlichen Leistungen unter—

schrieben werde und der auch anläßlich der Aufnahme des

Klägers in die 2. Pflegeklasse unterschrieben werden sein

müsse. Abgesehen davon, daß dieser Kostenverpflichtungsschein

„ 2■ —
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nicht mehr aufzufinden ist, hat das Berufungsgericht

hierbei seine eigenen Feststellungen über den tatsäch—

lichen Vorgang bei Aufnahme des Klägers in die 2‚ Pi le ege»

klaesse und in; 3bes ondere d_5e Zeugenaus ‚age der Ehefrau

des Klägers vom 250 Juli 1972 nicht gebüM rend berüclc—

sichtigt. Hätte

müssen, daß der

20 Pflegbklaeeetgelegt;wproon;ista„Denn„dic Eher
(D H

.

3 getan, dann hät te es erkennen

/\

d

lläger of enhar unfreiwillig in die

frau des Klägers hatte die Verlegung des Klägers vom

Kreis— und Stadtkrenkenhaue ’lfold (Leine) in die

\Unfallabteilung des Friec eri.kenstif tes Hannover erst

ranlaßt, nachdem ihr vom Friederikenstift aus mi

geteilt werden war, daß ihr Mann aufgenommen Herzen

könne° Es kann dahinstehen, ob hierbei ausdrücklich

eitens des Friederikenstiftes gesagt werden ist,

daß ein Bett in der 3° Pflegeklasse frei sei, denn

eine Behandlung in der 3° Pflegeklasse istfin Fällen

der vorliegenden Art die Regel, in der höheren Klasse

die Ausnahme, so daaß bei einem derartigen Besche

eines Krankenhauses mangels gegenteiliger Absprache

davon ausgegangen werden kann, daß ein Bett in der

3. Pflegeklasse zur Verfügung steht Als Mc1 aber

im Friederikenstift rgab, daß.in der 3. Pflegclzlasse

kein Bett frei war, blieb der u"hefr am des K-ägers

kaum etwas anderes übrig, als ihren sch wer verletzten

hemann in ■le 2. Pflegeklasse legen zu keeen. Nach

den Festste llunge an des LSG hätte dies aber noch
keineswegs bedeutet, daß dem Kläger die Kosten der

2° Pflegeklasse aufgebürdet werden mußten. wenn man

die in einer schwierigen Situation befindliche Ehe—

frau hierüber nicht aufgeklärt und ihr statt de «an

etwa in Kenntnis der Not age den Koostenverpf li chtungs—

schein pi—eentwert haben sollte, so wäre dies — wie

Dr. Dr° U am l,. Februar 197 ? hinreichend klar

auxgedrückt hat — mit ethischen und sozialen Vor—

srellungen unvereinbaro Ein unter solchen Umständen
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unterschriebener Kostenverpflicht ungsschein !:önnte dem

Kläger nicht mit Erfolg entgegengehalten werden. Er könnt e

aber auch dann, wenn für ein solches Vo gehen der Kranlzcn—

hausbediensteten kein ausreichender Anhalt besteht, unter

den dargelegten Umständen nichts Entscheidendes darüber

aussagen, ob der Kläger sich auf_eigenen.hunsch, auf wunsch.

seiner Ehefrau oder unter dem Drucke :inge nder Umstände

in die 2. Pflegeklasse legen ließ° %nli ches gilt für die
intragung des Klägers in das Karteiblatt und in das

tationsbuch des Friederikenstiftes. Möglicherweise beruht

sogar die Angabe des Prof; Dr. D , der Kläger habe die
Behandlung auf der Privatstati0n geéünscht, auf dem an—
geblichen Vorliegen eines Kostenverpflichtungsschcins

oder den Eintragungen im Krankenblatt und im Stationshucn,

ohne daß Prof° Dr° D bekannt oder noch gewärtig war‚*
wie es überhaupt zu der Aufnahme des Klägers in die
2. Pflegeklasse und zu den genannten Eintragungen gekommen

ist. Auch der von den Angehörigen möglicherweise geäußerte

Wunsch, der Chefarzt Prof, Dr„ UA möge sich persönlich

um den Kläger kümmern, bedeutet nochrnicht‚ daß die Be—

handlung des Klägers in der 2. Pflegeklasse ausdrücklich

gewünscht wurde. Denn — wie die Zeugin H Vam 25. Juli

1972 ausgesagt hat — bedurf te der Kläger wegen der Schw

der Verletzungen einer besonde -ren Betreuung. Es war 5omit

nur natürlich, daß die Angehörigen wunschten, daß der

Chefarzt sieh persönlich um den K äger kümmern möge; im
übrigen hat das LSG dazu selbst betont, daß Prof. Dr. D;

„
die soziale Verantwortung "jedem Sch :erverletzten gegehiber"

in aufopférnder Weise seit Jahren prak izi re.

Wird ein Patient aus Platemangel in ein Bett der höheren

Pflegeklas se gelegt, dann ist es grundsätzlich Sache des

Krankenhauses, den Patienten in die 3. Pflegeklasse umzu—
legén, sobald dort ein Bett frei wird (so mit Recht

Habener in "Die Betriebskrankenkasse" 1957 Spalte 220, 224).

Dies muß auch dann gelten, wenn aus medizinischen Gründen,

..26-
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ein Patient vorübergehend in eine höhere Pflegeklasse

gelegt werden mußte. In beiden Fällen kann nicht der

Patient oder seine Angehörigen, sondern nur der Arzt

bzw° die Krankenhausverwaltung beurteilen, v.ann die

Behandlung des Patienten in einer höheren Pflegeklasse

nicht mehr notwendig ist. Das Berufungsgericht wird

somit feststellen müssen„ ob in der Zeit nach dem

2„ März 2965 dem Kläger oder seiner Ehefrau, wenn auch

cht von Prof„ Dr„ D ; so doch von einem anderen

A7zt oder von einem son V

des Personals des Friederik: i

geteilt werden ist, daß seine Unterbringung

2„ Pflegekla see nun nicht mehr erforderlich
3

ob der Kläger dies aus 5 sti ge n Umständen eindeutigon
hätte ent nehmen müs sen' Sol te der Kläger oder seine

9 LO
‚_

_,

Ehefrau dann zu erkennen e eben haben, daß sie
.l‘dennoch das Verbleiben des Eilägers in der 2. leege—

.\klasse wünschen, ann Könnte der Kläger für die

folgende Zeit keeinen Kos tenersatz für die 2„ Klasse

mehr verlangen. Zur Frage, ob und inwieweit Mittei—

lungen des Krankenhauses an die Ehefrau des Klägers

oder deren tillensbekundungen für ihn rechtliche

Wirkungen haben, ist zu temerken, daß es letzten Endes

dehingestellt bleiben kann, ob die Ehefrau den Kläger

hier verpflichtet hat. Ist dies nämlich nicht der Fall,

dann hätte die Ehefrau als vol lmechtlose Vertreterin

gehandelt. H't te sie sich — wenn auch unter dem Druck

dex. Umstände — damit einverstanden erklärt, daß ihr

noch nicht oder noch nicht ausreichend en<nrechbarar

Ehemann in die 2„ Pflegeklas„e gelegt werde und bis

auf weiteres darin verbleibe, so hat te oiese vettreg«

iche Vereinbarung, die die Ehefr @ etwa ohne Vell—

macht geschlossen hätte, vom Kl äger gemäß 3 177
Abgo 1 GB genehmigt werden können„ Eine solche Ge—

nehmigung muß eng der Tateache entnommen werden, daß

der Kläger die Rechnung des Friederike stiftes für
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die für seine Behandlung in der 2. Pflegeklasse entstanüenen

Mehrkosten und die Rechnungen der behandelnden Ärzte zu»
nächst selbst bezahlt hat° Ein nachträglich erklärtes Ein—

verständnis des Klägers mit seiner Behandlung in der

2° Pflegeklasse würde aber nieht seinen ErsafzanspruCh
gegenüber der Beklagten berühren, Wenn und soweit dieser

nach den obigen Ausführungen auch für die Zeit nach dem

2. März 1965 begründet wäre. Denn dann wäre für die Be—
handlung in der 2„ Klasse nicht sein Wun5ch, sondern «ine

medizinische Nothendigkeit bzw. das Verhalten des Kranken—

hauses ursächlich gewesen°

Nach alledem war, unter teilweiser Zurückvorwcisuné der

Sache, zu erkennen.

Das Berufungsgericht wird bei seiner abschließenden
Ent3cheidung über die gesamten Kosten des Revisions—

verfahrens zu entscheiden haben.
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